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§ 1a 
Ergänzende Vorschriften zum Umweltschutz 

§ 1a 
Ergänzende Vorschriften zum Umweltschutz 

 

[...] 

(5) Den Erfordernissen des Klimaschutzes soll sowohl durch Maßnahmen, 
die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die der 
Anpassung an den Klimawandel dienen, Rechnung getragen werden. Der 
Grundsatz nach Satz 1 ist in der Abwägung nach § 1 Absatz 7 zu 
berücksichtigen. 

[…] 

(5) Den Erfordernissen des Klimaschutzes soll sowohl durch Maßnahmen, 
die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die der 
Anpassung an den Klimawandel dienen, Rechnung getragen werden. Betrifft 
die Planung die tierhaltende Landwirtschaft, wird Satz 1 insb. dadurch 
Rechnung getragen, dass die Träger der Raumleitplanung die 
flächengebundene Tierhaltung i.S.v. § 51 Bewertungsgesetz als Leitbild 
heranziehen. Der Grundsatz nach Satz 1 ist in der Abwägung nach § 1 
Absatz 7 zu berücksichtigen. 

 

§ 13b 
Einbeziehung von Außenbereichsflächen in 

 das beschleunigte Verfahren 

§ 13b 
Einbeziehung von Außenbereichsflächen in 

 das beschleunigte Verfahren(außer Kraft seit 01.01.2023) 

 

Bis zum Ablauf des 31. Dezember 2022 gilt § 13a entsprechend für 
Bebauungspläne mit einer Grundfläche im Sinne des § 13a Absatz 1 Satz 2 
von weniger als 10 000 Quadratmetern, durch die die Zulässigkeit von 
Wohnnutzungen auf Flächen begründet wird, die sich an im Zusammenhang 
bebaute Ortsteile anschließen. Das Verfahren zur Aufstellung eines 
Bebauungsplans nach Satz 1 kann nur bis zum Ablauf des 31. Dezember 
2022 förmlich eingeleitet werden; der Satzungsbeschluss nach § 10 Absatz 1 
ist bis zum Ablauf des 31. Dezember 2024 zu fassen. 

Bis zum Ablauf des 31. Dezember 2022 gilt § 13a entsprechend für 
Bebauungspläne mit einer Grundfläche im Sinne des § 13a Absatz 1 Satz 2 
von weniger als 10 000 Quadratmetern, durch die die Zulässigkeit von 
Wohnnutzungen auf Flächen begründet wird, die sich an im Zusammenhang 
bebaute Ortsteile anschließen. Das Verfahren zur Aufstellung eines 
Bebauungsplans nach Satz 1 kann nur bis zum Ablauf des 31. Dezember 
2022 förmlich eingeleitet werden; der Satzungsbeschluss nach § 10 Absatz 1 
ist bis zum Ablauf des 31. Dezember 2024 zu fassen. 

 

§ 35 
Bauen im Außenbereich 

§ 35 
Bauen im Außenbereich 

 

(1) Im Außenbereich ist ein Vorhaben nur zulässig, wenn öffentliche Belange 
nicht entgegenstehen, die ausreichende Erschließung gesichert ist und wenn 
es 
 
[…] 

(1) Im Außenbereich ist ein Vorhaben nur zulässig, wenn öffentliche 
Belange nicht entgegenstehen, die ausreichende Erschließung gesichert ist 
und wenn es 

[…] 

9.  dem Betrieb von Elektrolyse-Anlagen zur Herstellung von 
Wasserstoff dient. 

10. der Nutzung solarer Strahlungsenergie dient, wenn die Anlage 
auf einer landwirtschaftlichen Fläche für die gartenbauliche Erzeugung, 
den Erwerbsobstbau oder den Weinbau errichtet worden ist und diese 
landwirtschaftliche Tätigkeit auf der Fläche ausgeübt wird, ohne durch 
die Intensität, Art, Dauer oder den Zeitpunkt des Betriebs der Anlage 
stark eingeschränkt zu sein. 

Die Nummern 1 und 4 finden keine Anwendung auf Vorhaben, die der 
Tierzucht oder Tierhaltung außerhalb landwirtschaftlicher Nutzung im 
Sinne des § 51 oder § 62 des Bewertungsgesetzes dienen. 

 



§ 172 
Erhaltung baulicher Anlagen und der Eigenart von Gebieten 

(Erhaltungssatzung) 

§ 172 
Erhaltung baulicher Anlagen und der Eigenart von Gebieten 

(Erhaltungssatzung) 

 



[…] 
 
(4) In den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 2 und Satz 4 darf die 
Genehmigung nur versagt werden, wenn die Zusammensetzung der 
Wohnbevölkerung aus besonderen städtebaulichen Gründen erhalten 
werden soll. Sie ist zu erteilen, wenn auch unter Berücksichtigung des 
Allgemeinwohls die Erhaltung der baulichen Anlage oder ein Absehen von 
der Begründung von Wohnungseigentum oder Teileigentum wirtschaftlich 
nicht mehr zumutbar ist. Die Genehmigung ist ferner zu erteilen, wenn  
 
1. die Änderung einer baulichen Anlage der Herstellung des zeitgemäßen 
Ausstattungszustands einer durchschnittlichen Wohnung unter 
Berücksichtigung der bauordnungsrechtlichen Mindestanforderungen dient, 
 
1a. die Änderung einer baulichen Anlage der Anpassung an die baulichen 
oder anlagentechnischen Mindestanforderungen des 
Gebäudeenergiegesetzes oder der Energieeinsparverordnung vom 24. Juli 
2007 (BGBl. I S. 1519), die zuletzt durch Artikel 257 der Verordnung vom 19. 
Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden ist, wenn diese nach § 111 
Absatz 1 des Gebäudeenergiegesetzes weiter anzuwenden ist, dient, 
 
2. das Grundstück zu einem Nachlass gehört und Wohnungseigentum oder 
Teileigentum zugunsten von Miterben oder Vermächtnisnehmern begründet 
werden soll, 
 
3. das Wohnungseigentum oder Teileigentum zur eigenen Nutzung an 
Familienangehörige des Eigentümers veräußert werden soll, 
 
4. ohne die Genehmigung Ansprüche Dritter auf Übertragung von 
Wohnungseigentum oder Teileigentum nicht erfüllt werden können, zu deren 
Sicherung vor dem Wirksamwerden des Genehmigungsvorbehalts eine 
Vormerkung im Grundbuch eingetragen ist, 
 
5. das Gebäude im Zeitpunkt der Antragstellung zur Begründung von 
Wohnungseigentum oder Teileigentum nicht zu Wohnzwecken genutzt wird 
oder 
 
6. sich der Eigentümer verpflichtet, innerhalb von sieben Jahren ab der 
Begründung von Wohnungseigentum Wohnungen nur an die Mieter zu 
veräußern; eine Frist nach § 577a Absatz 2 Satz 1 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs verkürzt sich um fünf Jahre; die Frist nach § 577a Absatz 1 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs entfällt. 
 
In den Fällen des Satzes 3 Nummer 6 kann in der Genehmigung bestimmt 
werden, dass auch die Veräußerung von Wohnungseigentum an dem 
Gebäude während der Dauer der Verpflichtung der Genehmigung der 
Gemeinde bedarf. Diese Genehmigungspflicht kann auf Ersuchen der 
Gemeinde in das Wohnungsgrundbuch eingetragen werden; sie erlischt nach 
Ablauf der Verpflichtung. 
 
[…] 

 […] 

(4) In den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 2 und Satz 4 darf die 
Genehmigung nur versagt werden, wenn die Zusammensetzung der 
Wohnbevölkerung aus besonderen städtebaulichen Gründen erhalten werden 
soll. Sie ist zu erteilen, wenn auch unter Berücksichtigung des Allgemeinwohls 
die Erhaltung der baulichen Anlage oder ein Absehen von der Begründung 
von Wohnungseigentum oder Teileigentum wirtschaftlich nicht mehr zumutbar 
ist. Die Genehmigung ist ferner zu erteilen, wenn 

1. die Änderung einer baulichen Anlage der Herstellung des 
zeitgemäßen Ausstattungszustands einer durchschnittlichen Wohnung unter 
Berücksichtigung der bauordnungsrechtlichen Mindestanforderungen dient, 

1a. die Änderung einer baulichen Anlage der Anpassung an die baulichen 
oder anlagentechnischen Mindestanforderungen des 
Gebäudeenergiegesetzes oder der Energieeinsparverordnung vom 24. Juli 
2007 (BGBl. I S. 1519), die zuletzt durch Artikel 257 der Verordnung vom 19. 
Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden ist, wenn diese nach § 111 
Absatz 1 des Gebäudeenergiegesetzes weiter anzuwenden ist, dient, auch 
wenn es sich um eine freiwillige Sanierung handelt, sowie, wenn die 
Änderung einer baulichen Anlage dazu geeignet ist, die Effizienzklasse 
A oder einer besseren Effizienzklasse der Anlage 10 des 
Gebäudeenergiegesetzes zu erreichen, oder wenn die bezweckte 
Änderung der baulichen Anlage anlagentechnischen 
Mindestanforderungen entsprechender Landesgesetze entspricht, die 
die Mindestanforderungen des Gebäudeenergiegesetzes übersteigen, 

1b. wenn die Änderung einer baulichen Anlage die Umstellung der 
Heizungsanlage von Öl oder Gas auf eine Wärmepumpe, erneuerbare 
Energien oder Fernwärme bezweckt,  

1c. wenn die Änderung der baulichen Anlage die Umstellung von 
einer Einzelraum- oder Etagenheizung zu einer Zentralheizung mit 
Versorgung durch Fernwärme bezweckt,  

1d. wenn die Änderung der baulichen Anlage der Erzeugung von 
Energie aus erneuerbaren Quellen in der unmittelbaren Nähe des 
Gebäudes, so insbesondere Photovoltaikanlagen, dient,  

2. das Grundstück zu einem Nachlass gehört und Wohnungseigentum 
oder Teileigentum zugunsten von Miterben oder Vermächtnisnehmern 
begründet werden soll, 

3. das Wohnungseigentum oder Teileigentum zur eigenen Nutzung an 
Familienangehörige des Eigentümers veräußert werden soll, 

4. ohne die Genehmigung Ansprüche Dritter auf Übertragung von 
Wohnungseigentum oder Teileigentum nicht erfüllt werden können, zu deren 
Sicherung vor dem Wirksamwerden des Genehmigungsvorbehalts eine 
Vormerkung im Grundbuch eingetragen ist, 

5. das Gebäude im Zeitpunkt der Antragstellung zur Begründung von 
Wohnungseigentum oder Teileigentum nicht zu Wohnzwecken genutzt wird 
oder 

 



6. sich der Eigentümer verpflichtet, innerhalb von sieben Jahren ab der 
Begründung von Wohnungseigentum Wohnungen nur an die Mieter zu 
veräußern; eine Frist nach § 577a Absatz 2 Satz 1 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs verkürzt sich um fünf Jahre; die Frist nach § 577a Absatz 1 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs entfällt. 

In den Fällen des Satzes 3 Nummer 6 kann in der Genehmigung bestimmt 
werden, dass auch die Veräußerung von Wohnungseigentum an dem 
Gebäude während der Dauer der Verpflichtung der Genehmigung der 
Gemeinde bedarf. Diese Genehmigungspflicht kann auf Ersuchen der 
Gemeinde in das Wohnungsgrundbuch eingetragen werden; sie erlischt nach 
Ablauf der Verpflichtung. 

[…] 



 

§ 249 
Sonderregelungen zur Windenergie 

§ 249 
Sonderregelungen zur Windenergie 

§ 249 
Sonderregelungen zur Windenergie an Land 

(1) Werden in einem Flächennutzungsplan zusätzliche Flächen für die 
Nutzung von Windenergie dargestellt, folgt daraus nicht, dass die 
vorhandenen Darstellungen des Flächennutzungsplans zur Erzielung der 
Rechtswirkungen des § 35 Absatz 3 Satz 3 nicht ausreichend sind. Satz 1 gilt 
entsprechend bei der Änderung oder Aufhebung von Darstellungen zum Maß 
der baulichen Nutzung. Die Sätze 1 und 2 gelten für Bebauungspläne, die 
aus den Darstellungen des Flächennutzungsplans entwickelt werden, 
entsprechend. 
 
(2) Nach § 9 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 kann auch festgesetzt werden, 
dass die im Bebauungsplan festgesetzten Windenergieanlagen nur zulässig 
sind, wenn sichergestellt ist, dass nach der Errichtung der im Bebauungsplan 
festgesetzten Windenergieanlagen andere im Bebauungsplan bezeichnete 
Windenergieanlagen innerhalb einer im Bebauungsplan zu bestimmenden 
angemessenen Frist zurückgebaut werden. Die Standorte der 
zurückzubauenden Windenergieanlagen können auch außerhalb des 
Bebauungsplangebiets oder außerhalb des Gemeindegebiets liegen. 
Darstellungen im Flächennutzungsplan, die die Rechtswirkungen des § 35 
Absatz 3 Satz 3 haben, können mit Bestimmungen entsprechend den Sätzen 
1 und 2 mit Wirkung für die Zulässigkeit der Windenergieanlagen nach § 35 
Absatz 1 Nummer 5 verbunden sein. 
 
(3) Die Länder können durch Landesgesetze bestimmen, dass § 35 Absatz 1 
Nummer 5 auf Vorhaben, die der Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der 
Windenergie dienen, nur Anwendung findet, wenn sie bestimmte 
Mindestabstände zu den im Landesgesetz bezeichneten zulässigen 
baulichen Nutzungen zu Wohnzwecken einhalten. Ein Mindestabstand nach 
Satz 1 darf höchstens 1 000 Meter von der Mitte des Mastfußes der 
Windenergieanlage bis zur nächstgelegenen im Landesgesetz bezeichneten 
baulichen Nutzung zu Wohnzwecken betragen. Die weiteren Einzelheiten, 
insbesondere zur Abstandsfestlegung und zu den Auswirkungen der 
festgelegten Abstände auf Ausweisungen in geltenden 
Flächennutzungsplänen und Raumordnungsplänen, sind in den 
Landesgesetzen nach Satz 1 zu regeln. Auf der Grundlage von § 249 Absatz 
3 in der bis zum 14. August 2020 geltenden Fassung erlassene 
Landesgesetze gelten fort; sie können geändert werden, sofern die 
wesentlichen Elemente der in dem fortgeltenden Landesgesetz enthaltenen 
Regelung beibehalten werden. 

(1) Werden in einem Flächennutzungsplan zusätzliche Flächen für die 
Nutzung von Windenergie dargestellt, folgt daraus nicht, dass die 
vorhandenen Darstellungen des Flächennutzungsplans zur Erzielung der 
Rechtswirkungen des § 35 Absatz 3 Satz 3 nicht ausreichend sind. Satz 1 gilt 
entsprechend bei der Änderung oder Aufhebung von Darstellungen zum Maß 
der baulichen Nutzung. Die Sätze 1 und 2 gelten für Bebauungspläne, die aus 
den Darstellungen des Flächennutzungsplans entwickelt werden, 
entsprechend. 
 
(2) Nach § 9 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 kann auch festgesetzt werden, 
dass die im Bebauungsplan festgesetzten Windenergieanlagen nur zulässig 
sind, wenn sichergestellt ist, dass nach der Errichtung der im Bebauungsplan 
festgesetzten Windenergieanlagen andere im Bebauungsplan bezeichnete 
Windenergieanlagen innerhalb einer im Bebauungsplan zu bestimmenden 
angemessenen Frist zurückgebaut werden. Die Standorte der 
zurückzubauenden Windenergieanlagen können auch außerhalb des 
Bebauungsplangebiets oder außerhalb des Gemeindegebiets liegen. 
Darstellungen im Flächennutzungsplan, die die Rechtswirkungen des § 35 
Absatz 3 Satz 3 haben, können mit Bestimmungen entsprechend den Sätzen 
1 und 2 mit Wirkung für die Zulässigkeit der Windenergieanlagen nach § 35 
Absatz 1 Nummer 5 verbunden sein. 
 
(3) Die Länder können durch Landesgesetze bestimmen, dass § 35 
Absatz 1 Nummer 5 auf Vorhaben, die der Erforschung, Entwicklung oder 
Nutzung der Windenergie dienen, nur Anwendung findet, wenn sie bestimmte 
Mindestabstände zu den im Landesgesetz bezeichneten zulässigen baulichen 
Nutzungen zu Wohnzwecken einhalten.  Ein Mindestabstand nach Satz 1 darf 
bei Neuanlagen höchstens 1 000 Meter die dreifache Anlagenhöhe (3H) 
und bei erneuter Nutzung vorhandener Anlagen (Repowering) höchstens 
die zweifache Anlagenhöhe (2H) betragen, wobei der Abstand von der 
Mitte des Mastfußes der Windenergieanlage bis zur nächstgelegenen im 
Landesgesetz bezeichneten baulichen Nutzung zu Wohnzwecken betragen 
maßgeblich ist. Die weiteren Einzelheiten, insbesondere zur 
Abstandsfestlegung und zu den Auswirkungen der festgelegten Abstände auf 
Ausweisungen in geltenden Flächennutzungsplänen und 
Raumordnungsplänen, sind in den Landesgesetzen nach Satz 1 zu regeln. 
4Auf der Grundlage von § 249 Absatz 3 in der bis zum 14. August 2020 
geltenden Fassung erlassene Landesgesetze gelten fort; sie können geändert 
werden, sofern die wesentlichen Elemente der in dem fortgeltenden 
Landesgesetz enthaltenen Regelung beibehalten werden. 

(1) § 35 Absatz 3 Satz 3 findet auf Vorhaben nach § 35 
Absatz 1 Nummer 5, die der Erforschung, Entwicklung oder 
Nutzung der Windenergie dienen, keine Anwendung. 
 
 
 
 
 
 
(2) Außerhalb der Windenergiegebiete gemäß § 2 Nummer 1 des 
Windflächenbedarfsgesetzes richtet sich die Zulässigkeit der in Absatz 
1 genannten Vorhaben in einem Land nach § 35 Absatz 2, wenn das 
Erreichen eines in Anlage 1 des Windflächenbedarfsgesetzes [Vollzitat] 
bezeichneten Flächenbeitragswertes des Landes gemäß § 5 des 
Windflächenbedarfsgesetzes festgestellt wurde. Hat ein Land gemäß § 3 
Absatz 2 Nummer 2 Windflächenbedarfsgesetz regionale oder 
kommunale Teilflächenziele bestimmt und wird deren Erreichen gemäß 
§ 5 des Windflächenbedarfsgesetzes festgestellt, gilt die Rechtsfolge 
des Satzes 1 für das Gebiet der jeweiligen Region oder Gemeinde. Der 
Eintritt der Rechtsfolge der Sätze 1 und 2 ist gesetzliche Folge der 
Feststellung. 
 
(3) Die Länder können durch Landesgesetze bestimmen, dass § 35 
Absatz 1 Nummer 5 auf Vorhaben, die der Erforschung, Entwicklung oder 
Nutzung der Windenergie dienen, nur Anwendung findet, wenn sie bestimmte 
Mindestabstände zu den im Landesgesetz bezeichneten zulässigen baulichen 
Nutzungen zu Wohnzwecken einhalten. Ein Mindestabstand nach Satz 1 darf 
höchstens 1000 Meter von der Mitte des Mastfußes der Windenergieanlage 
bis zur nächstgelegenen im Landesgesetz bezeichneten 
baulichen Nutzung zu Wohnzwecken betragen. Die weiteren 
Einzelheiten, insbesondere zur Abstandsfestlegung, sind in 
den Landesgesetzen nach Satz 1 zu regeln. Auf der Grundlage 
von § 249 Absatz 3 in der bis zum 14. August 2020 oder bis zum 
… [einsetzen: Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes] geltenden 
Fassung erlassene Landesgesetze gelten fort; sie können geändert 
werden, sofern die wesentlichen Elemente der in dem 
fortgeltenden Landesgesetz enthaltenen Regelung beibehalten 
werden. In den Landesgesetzen nach Satz 1 und Satz 4 ist zu regeln, 
dass die Mindestabstände nicht für Flächen in Windenergiegebieten 
gemäß § 2 Nummer 1 des Windflächenbedarfsgesetzes 
gelten. Für Landesgesetze nach Satz 4 ist dies vor dem 1. 
Juni 2023 zu regeln. 


